
verfehlt ist, weil sie unzutreffend den Anspruch impli
ziert, nur das Zivilrecht schließe staatliche Unterstel
lungsverhältnisse aus, läuft sie im Ergebnis darauf 
hinaus, methodische Fragen der rechtlichen Regelung 
unter Außerachtlassung ihrer Bezogenheit auf den In
halt zum Maßstab für die Unterscheidung zwischen 
den einzelnen Rechtszweigen zu machen. Von der so
zialistischen Rechtswissenschaft ist jedoch überzeugend 
nachgewiesen worden, daß die Unterscheidung der ver
schiedenen Rechtszweige vor allem nach dem Inhalt der 
zu regelnden gesellschaftlichen Beziehungen und Ver
hältnisse mit dem Ziel einer möglichst komplexen Er
fassung der konkreten Lebenssachverhalte vorzuneh
men ist und Gegenstand und Methode bei der Zuord
nung zu den einzelnen Rechtszweigen nicht verabsolu
tiert werden dürfen, weil das Recht stets den Entwick
lungsbedingungen des Staates, den Zielen der poli
tischen Organisation der Gesellschaft entsprechen 
muß./13/ Dabei können entsprechend dem Charakter 
der zu regelnden Verhältnisse durchaus mehrere For
men und Methoden der rechtlichen Regelung nebenein
ander bestehen. Als Beispiel hierfür kann das Gesetz
buch der Arbeit gelten, das im Rahmen der Gesamt
leitung und Planung der Arbeitsprozesse in den Be
trieben auch das vertragliche Arbeitsrechtsverhältnis 
regelt.
Eine Regelung des medizinischen Betreuungsverhältnis
ses im künftigen ZGB würde voraussetzen, daß es sich 
dem Wesen und Inhalt nach um ein zivilrechtliches Ver
hältnis handelt oder die zivilrechtlichen Formen und 
Methoden geeignet sind, dieses Verhältnis konkret aus
zugestalten und im Hinblick auf seine gesellschaftliche 
Bedeutung zu fördern.
Nach der derzeitigen Konzeption regelt das Zivilrecht 
im wesentlichen:
1. die bei der Verteilung der Konsumgüter an die Mit
glieder der Gesellschaft entstehenden Beziehungen, die 
zwischen Bürgern und Betrieben und Bürgern unter
einander zur Befriedigung ihrer materiellen und kul
turellen Bedürfnisse begründet werden (z. B. Kauf, 
Wohnungsmiete, Dienstleistungen);
2. einen Komplex persönlicher Rechte (z. B. Persön
lichkeitsrechte und Beziehungen der gegenseitigen 
Hilfeleistung).
Die zum ersten Komplex gehörenden Beziehungen, die 
sich unter dem Begriff „Versorgungsbeziehungen“/14/ 
zusammenfassen ließen, zeichnen sich dadurch aus, daß 
sie unter Ausnutzung der Ware-Geld-Beziehungen Zu
standekommen. Die Beteiligten müssen gegenseitige 
Leistungen erbringen. Es handelt sich um Beziehun
gen, die auf dem Leistungsprinzip beruhen: Den auf 
Grund gesellschaftlich nützlicher Arbeit erhaltenen An
teil am Gesamtprodukt in Gestalt des Lohnes, des Ge
halts usw. verwendet der Bürger als Gegenleistung für 
die ihm gegenüber als Käufer, Mieter usw. erbrachten 
Leistungen. Das sozialistische Zivilrecht verwirklicht so
mit die Funktion der Verteilung und der Kontrolle des 
Maßes des Verbrauchs auf der Grundlage und unter 
Ausnutzung des sozialistischen Leistungsprinzips. Die 
zu diesem Zweck und zur Erreichung dieses Ziels be
gründeten Ware-Geld-Beziehungen dienen der Reali
sierung des Arbeitseinkommens der Bürger in Form 
von Gebrauchswerten.
Das Primat der vom Bürger zu erbringenden Leistung

/13/ Vgl. Tschchikwadse, Staat — Demokratie - Gesetzlichkeit, 
Moskau 1967, S. 361 (russ.).
/14,' Obwohl dieser Begriff nicht ganz zutreffend ist, weil er 
mehr als die zivilrechtlich relevanten Beziehungen erfaßt, 
könnte ihm jedoch wegen seiner stärkeren Aussagekraft gegen
über dem bisher üblichen Begriff „Vermögensverhältnisse“ der 
Vorzug gegeben werden, da dieser den Nachteil hat, daß er 
beim Bürger Assoziationen zum Begriff „Vermögen“ im Sinne 
von Sparguthaben u. ä. hervorruft-
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durch Zahlung steht dabei in einem engen Verhältnis 
zu den auf diese Ware-Geld-Beziehungen wirkenden 
sozialpolitischen Maßnahmen des sozialistischen Staates 
(niedrige Mieten, Zahlung von Mietzuschüssen an kin
derreiche Familien, Erlaß von staatlichen Krediten bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen, Preissubven
tionen usw.). Insoweit unterscheiden sich die Ware- 
Geld-Beziehungen im Sozialismus prinzipiell vom Cha
rakter der Ware-Geld-Beziehungen im Kapitalismus. 
Im Sozialismus werden sie inhaltlich durch das sozia
listische Eigentum an den Produktionsmitteln bestimmt, 
dessen Mehrung auf die Verwirklichung des ökonomi
schen Grundgesetzes gerichtet ist: die kontinuierliche 
Erhöhung des materiellen und kulturellen Lebens
niveaus der Bürger. Das Zivilrecht schafft die für die 
Begründung und inhaltliche Gestaltung der Ware- 
Geld-Beziehungen erforderlichen rechtlichen Formen. 
Die für den Bürger wichtigsten Versorgungsbeziehun
gen werden in einem speziellen Teil des künftigen Zi
vilgesetzbuchs konkret ausgestaltet.
Die von der sozialistischen Zivilrechtswissenschaft ge
wonnene Erkenntnis, daß nicht allein durch Ware- 
Geld-Beziehungen bestimmte Verhältnisse, sondern 
auch persönliche Rechte zum Regelungsbereich des 
Zivilrechts gehören, die keinen „Vermögensaspekt“ 
haben und nicht auf dem Leistungsprinzip beruhen — 
wie das Recht des Bürgers auf Achtung seiner Persön
lichkeit, seiner Ehre, seines Ansehens, seines Bildes, 
seines Namens usw. (wobei Schadenersatzverpflichtun
gen im Falle der Verletzung dieser Rechte nicht ausge
schlossen sind) —, ist Ausdruck der neuen Qualität des 
sozialistischen Zivilrechts und macht auch insoweit die 
gegenüber dem bürgerlichen Privatrecht bestehenden 
fundamentalen Unterschiede deutlich. Das künftige 
Zivilgesetzbuch wird diese Rechte unter seinen Schutz 
stellen, sie jedoch nicht näher ausgestalten./15/
Setzt man hierzu das medizinische Betreuungsverhält
nis in Beziehung, so ist zunächst festzuhalten, daß es 
nicht isoliert besteht, sondern — wie eingangs darge
legt — nur als integrierender Bestandteil des Gesund
heitswesen zu sehen und zu beurteilen ist. Dieses 
Verhältnis ist dadurch gekennzeichnet, daß die ge
sundheitliche Betreuung kostenlos für alle in einem 
Arbeitsrechtsverhältnis stehenden Bürger und deren 
Familienangehörige sowie für Bürger, die bereits aus 
dem Arbeitsprozeß ausgeschieden sind und Rente be
ziehen, im Rahmen der Sozialversicherung bzw. der 
freiwilligen Versicherung erfolgt. Damit ist die über
wiegende Mehrzahl der Bürger bei Krankheit und Un
fällen materiell sichergestellt; ihnen werden ärztliche 
Hilfe sowie Arzneimittel und andere medizinische Lei
stungen unentgeltlich gewährt (Art. 35 Abs. 3 der Ver
fassung). Die Leistungen der Sozialversicherung werden 
neben den Sozialversicherungsbeiträgen der Werktäti
gen überwiegend aus dem gesellschaftlichen Kon
sumtionsfonds erbracht. Es handelt sich also um eine 
Form der Befriedigung der Bedürfnisse durch Nutzung 
gesellschaftlicher Fonds.
Damit ist auch die Schlußfolgerung unabweisbar, daß 
das medizinische Betreuungsverhältnis seinem Wesen 
nach kein Zivilrechtsverhältnis ist. Auch die typischen 
Formen und Methoden der zivilrechtlichen Regelung 
sind — wie noch auszuführen ist — nicht geeignet, diese 
Rechtsbeziehungen zu erfassen.

Zur Begründung und zum Inhalt des medizinischen 
Betreuungsverhältnisses
Das Verhältnis zwischen Gesundheitseinrichtung und 
Patient kommt in der Regel auf sozialversicherungs
rechtlicher Grundlage zustande mit der Folge, daß der

/15/ Vgl. hierzu Püschel, „Persönlichkedtsrechte unter dem 
Schutz des künftigen ZlvUrechts“, NJ 1967 S. 726 ff. (728 f.).


